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1.5. Politische Rechte/Droits politiques
BGer 1C_495/2017: Bündner Majorz
Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, Urteil 1C_ 
495/2017 vom 29. Juli 2019 (zur amtlichen Publikation be-
stimmt), Josef Baltermi et al. gegen Grosser Rat des Kantons 
Graubünden, Regierung des Kantons Graubünden, Gross-
ratswahlen 2018.
I. Zusammenfassung des Sachverhalts
Im Hinblick auf die Grossratswahlen vom 10. Juni 2018 
hat die Regierung des Kantons Graubünden am 12. Sep­
tember 2017 die Zahl der in jedem Wahlkreis für die Le­
gislaturperiode 2018–2022 zu wählenden Abgeordneten 
festgelegt. Gegen diesen Beschluss erhoben zahlreiche Pri­
vatpersonen und im Kanton Graubünden tätige politische 
Parteien am 18. September 2017 gemeinsam eine inhaltlich 
je gleichlautende Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
des Kantons Graubünden sowie an das Bundesgericht. Die 
Beschwerdeführer stellten die Anträge, es sei festzustellen, 
dass das Bündner Mehrheitswahlsystem für die Wahl des 
Grossen Rats Art. 8 und 34 BV verletze; ferner seien die 
zuständigen Behörden des Kantons Graubünden im Sinne 
eines Appellentscheids aufzufordern, im Hinblick auf die 
übernächste Wahl des Grossen Rats eine verfassungskon­
forme Wahlordnung zu schaffen. 
Das Bundesgericht sistierte das bundesgerichtliche Ver­
fahren. Das Verwaltungsgericht trat mit Urteil vom 16. Ja­
nuar 2018 auf die bei ihm erhobene Beschwerde nicht ein. 
Die Wahl des Grossen Rats für die Amtsperiode 2018–2022 
fand am 10. Juni 2018 statt. Das Bundesgericht hat das Ver­
fahren wieder aufgenommen. Es heisst die Beschwerde in 
öffentlich­rechtlichen Angelegenheiten teilweise gut und 
stellt fest, dass das Verfahren für die Wahl des Grossen Rats 
des Kantons Graubünden vor der Bundesverfassung nicht 
standhalte.
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II. Zusammenfassung der Erwägungen
Art. 27 der Verfassung des Kantons Graubünden (KV/GR)1 
regelt die Zusammensetzung und Wahl des Grossen Rats in 
den Grundzügen: Der Grosse Rat besteht aus 120 Mitglie­
dern. Die Wahl erfolgt nach dem Mehrheitswahlverfahren. 
Der Kanton ist in höchstens 39 Wahlkreise eingeteilt. Die 
Sitze für den Grossen Rat werden entsprechend der schwei­
zerischen Wohnbevölkerung auf die Wahlkreise verteilt 
(E. 3.1). Die Zuordnung der Gemeinden zu den Wahlkrei­
sen ist im Anhang des Grossratsgesetzes (GRG/GR)2 gere­
gelt.3 Dieser listet 39 Wahlkreise auf und ordnet ihnen je 
eine bis elf Gemeinden zu. Die Verteilung der 120 Sitze des 
Grossen Rats auf die Wahlkreise erfolgt nach dem Bruch­
zahlverfahren (E. 3.2). Gewählt ist im ersten Wahlgang, 
wer das absolute Mehr erreicht. Kommt bei Einzelwahlen 
eine Wahl nicht zustande oder sind bei Gesamtwahlen we­
niger Personen gewählt, als Sitze zu besetzen sind, findet 
ein zweiter, freier Wahlgang statt. Gewählt sind nach dem 
relativen Mehr jene Kandidierenden, die am meisten Stim­
men erzielt haben (E. 3.3–3.4).4 
Die Kantone sind in der Ausgestaltung ihres politischen 
Systems und des Wahlverfahrens weitgehend frei (E. 4.1). 
Ein bestimmtes Wahlsystem für die Wahl der Kantonspar­
lamente schreibt Art. 51 Abs. 1 BV nicht vor (E. 4.2). Eine 
bedeutsame Schranke bei der Ausgestaltung des Verfahrens 
für die Wahl der kantonalen Parlamente bildet Art. 34 BV 
(E. 4.3–4.4). 
Seit der Gewährleistung der Bündner Verfassung haben 
sich die Grundsätze von Art. 34 BV weiterentwickelt, die 
Kantonsverfassung wurde mit der «Gebietsreform» teil­
revidiert und das Gebiet der Wahlkreise durch Gemeinde­
fusionen in einzelnen Fällen angepasst. Angesichts dieser 
Änderungen überprüft das Bundesgericht im vorliegenden 
Verfahren grundsätzlich auch Art. 27 KV/GR auf seine 
Übereinstimmung mit Art. 34 i.V.m. 8 BV hin (E. 5.1–5.5). 
Für die Verteilung der Sitze auf die Wahlkreise darf auf 
die schweizerische Wohnbevölkerung abgestellt werden 
(E. 6).
Der Kanton Graubünden ist in relativ viele Wahlkreise 
(39) eingeteilt und jeder Wahlkreis verfügt über mindestens 
einen der 120 Grossratssitze.5 Dies hat namentlich in den 
kleinsten Wahlkreisen eine starke Abweichung vom durch­
1 Verfassung des Kantons Graubünden vom 18. Mai bzw. 14. Septem­
ber 2003 (SR 131.226).
2 Grossratsgesetz des Kantons Graubünden vom 8. Dezember 2005 
(GRG/GR; BR 170.100).
3 Art. 1 Abs. 2 GRG/GR.
4 Art. 40 Abs. 1 Gesetz vom 17. Juni 2005 über die politischen Rechte 
im Kanton Graubünden (GPR/GR; BR 150.100).
5 Art. 2 Abs. 1 lit. a GRG/GR.
schnittlichen Repräsentationsverhältnis zur Folge (E. 7.1). 
Die mit der Sitzgarantie für kleine Wahlkreise verbundene 
Einschränkung der Stimmkraftgleichheit ist unter gewissen 
Voraussetzungen zulässig (E. 7.2). Die Sitzgarantie wirkt 
jedoch nicht zu Gunsten von mit Autonomie ausgestalteten 
Gemeinden, sondern der im Anhang des GRG/GR definier­
ten Wahlkreise. Eine solche Sitzgarantie lässt sich mit Blick 
auf die Stimmkraftgleichheit nicht mehr rechtfertigen, 
wenn der betroffene Wahlkreis deutlich zu klein ist. Als 
Richtwert für die minimale Grösse eines Wahlkreises ist 
von der Hälfte der durchschnittlichen Repräsentationsziffer 
bzw. der ersten Verteilungszahl auszugehen. 
Als in diesem Sinne deutlich zu klein erweist sich mit 
Blick auf die Grossratswahl 2018 der Wahlkreis Avers. Die 
beiden nach dem Wahlkreis Avers nächstgrösseren Wahl­
kreise Rheinwald sowie Belfort verfehlen den Richtwert 
sehr knapp. Unter Berücksichtigung des Umstands, dass die 
historisch gewachsene Wahlkreiseinteilung nicht ohne Vor­
liegen gewichtiger Gründe als verfassungswidrig bezeich­
net werden kann, sowie aus Gründen der Praktikabilität 
erweisen sich die beiden Wahlkreise Rheinwald sowie Bel­
fort in Bezug auf die Grossratswahl 2018 als gerade noch 
gross genug (E. 7.3). Mit der Stimmkraftgleichheit verein­
bar ist das System der Verteilung der Sitze auf die Bündner 
Wahlkreise hingegen, soweit die Wahlkreise eine gewisse 
Mindestgrösse aufweisen (E. 7.4). 
Die Erfolgswertgleichheit lässt sich im reinen Majorz­
wahlverfahren nicht verwirklichen. Sämtliche Stimmen, die 
in diesem Verfahren an Personen gehen, die in einem Wahl­
kreis keine (absolute oder relative) Mehrheit der Stimmen 
auf sich vereinigen können, werden bei der Mandatsvertei­
lung nicht berücksichtigt und bleiben gewichtslos. Dieser 
Umstand bedeutet indessen noch nicht, dass eine Wahlord­
nung mit Art. 34 Abs. 2 BV unvereinbar ist. Je nach den 
konkreten Umständen können die Vorteile des Majorzprin­
zips grösser sein als die mit seiner Anwendung verbunde­
nen Nachteile. Das Gebot, wonach die Parlamentsmandate 
proportional zur Stärke der an der Wahl beteiligten politi­
schen Gruppierungen zu verteilen sind, verliert namentlich 
dort an Bedeutung, wo die Zugehörigkeit der Kandidieren­
den zu einer bestimmten politischen Gruppierung für den 
Entscheid der Wähler von untergeordneter Bedeutung ist 
(E. 8.1). 
Unter welchen Umständen und Voraussetzungen ein 
reines Majorzwahlverfahren für die Wahl eines kantonalen 
Parlaments mit Art. 8 bzw. Art. 34 Abs. 2 BV vereinbar ist, 
hat das Bundesgericht bis jetzt noch nie beurteilt. Immerhin 
hat es sich in den Urteilen BGE 143 I 92 (zum Kanton Uri) 
sowie 1C_59/61/2012 vom 26. September 2014 (zum Kan­
ton Appenzell A.Rh.) mit dem Majorz als Wahlprinzip aus­
führlich beschäftigt, das Majorzprinzip für kantonale Parla­
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mentswahlen im Hinblick auf die Wahlrechtsgleichheit und 
namentlich die Erfolgswertgleichheit als nicht optimal be­
zeichnet und anhand bestimmter Kriterien geprüft, ob bzw. 
unter welchen Voraussetzungen Majorzelemente in einem 
gemischten Wahlsystem mit der Wahlrechtsgleichheit ver­
einbar sind. Die Vorbehalte, welche das Bundesgericht in 
den beiden erwähnten Entscheiden gegen die Anwendung 
von Majorzelementen in gemischten Parlamentswahlver­
fahren gemacht hat, gelten im Prinzip auch für reine Ma­
jorzwahlverfahren. Die entsprechenden Überlegungen 
können jedoch nicht unbesehen auf reine Majorzwahlver­
fahren übertragen werden. Wenn sich der kantonale Verfas­
sungs­ und Gesetzgeber im Unterschied zu den Kantonen, 
in denen ein gemischtes Wahlsystem zur Anwendung ge­
langt, vorbehaltlos für die Anwendung des Majorzprinzips 
entscheidet, muss das mit dem Majorzwahlverfahren nicht 
zu vereinbarende Prinzip der Erfolgswertgleichheit mit 
Blick auf Art. 39 Abs. 1 BV noch stärker in den Hintergrund 
treten (E. 8.2). 
Bei der Grossratswahl 2018 hatten 33 der 39 Wahlkrei­
se eine schweizerische Wohnbevölkerung von weniger als 
7’000 Personen und ein bis sechs Grossratssitze zu beset­
zen. Für diese 33 Wahlkreise kann wegen der beschränkten 
Bevölkerungsgrösse sowie der geografischen, politischen 
und gesellschaftlichen Besonderheiten vermutet werden, 
dass eine gewisse Nähe zwischen den kandidierenden 
Personen und den Wahlberechtigten besteht und dass die 
Persönlichkeit der Kandidatinnen und Kandidaten – allen-
falls neben ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten po­
litischen Gruppierung – für einen Grossteil der Wahlbe­
rechtigten von wesentlicher Bedeutung war. Daher ist die 
Anwendung des Majorzprinzips in diesen 33 Wahlkreisen 
trotz der damit verbundenen Missachtung der Erfolgswert­
gleichheit mit Art. 34 Abs. 2 BV bzw. mit Art. 8 BV verein­
bar (E. 8.4). Dagegen trifft dies nicht auf die übrigen sechs 
Wahlkreise mit einer schweizerischen Wohnbevölkerung 
von 7’991–27’955 Personen bzw. mit sechs bis 20 zu verge­
benden Sitzen zu. Denn bei diesen muss angenommen wer­
den, dass sich die Wahlberechtigten in diesen Wahlkreisen 
stark an der Zugehörigkeit der Kandidatinnen und Kandida­
ten zu einer politischen Gruppierung orientieren, während 
das persönliche Element bei der Wahl zwangsläufig in den 
Hintergrund tritt (E. 8.5.2–8.5.3). 
Von Verfassung wegen müssen in einem Majorzwahl­
verfahren jedoch nicht alle Sitze in Einerwahlkreisen 
vergeben werden, alle Wahlkreise ungefähr die gleiche 
Bevölkerungszahl aufweisen und im ersten Wahlgang die 
leeren Stimmen bei der Berechnung des absoluten Mehrs 
berücksichtigt werden. Für die mit der Umsetzung dieser 
Anliegen verbundene starke Einschränkung der den Kanto­
nen von Art. 39 Abs. 1 BV eingeräumten Souveränität bei 
der konkreten Ausgestaltung des Parlamentswahlverfah­
rens bieten Art. 8, 34 sowie 51 Abs. 1 BV keine rechtliche 
Grundlage (E. 8.6). 
Die zuständigen Behörden des Kantons Graubünden 
sind im Sinne eines Appellentscheids aufzufordern, im Hin­
blick auf die nächste Wahl des Grossen Rats unter Beach­
tung der vorstehenden Erwägungen eine verfassungskon­
forme Wahlordnung zu schaffen (E. 9).
III. Anmerkungen
1. Acht Mal konnte sich das Bündner Stimmvolk seit 
1937 zum Wahlverfahren des Grossen Rats äussern, acht 
Mal entschied es sich für das Majorzwahlverfahren.6 Ist 
die Häufigkeit der Abstimmungen zum Wahlsystem Indiz 
für eine verbreitete Unzufriedenheit mit dem geltenden 
Wahlsystem? Ist das wiederholte Bekenntnis zum Majorz­
wahlsystem dem Umstand geschuldet, dass die Mehrheit 
der Stimmberechtigten in diesem Wahlsystem bevorzugt 
wird – oder dass die mit dem System verbundene Bevor­
zugung der politischen Mitte von der Mehrheit der Stimm­
berechtigten einer Stärkung der politischen Flügel vorge­
zogen wird? 
2. Die beim Verwaltungsgericht Graubünden (als Verfas­
sungsgericht) eingereichte Beschwerde gegen das Bündner 
Wahlsystem im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Gesamterneuerungswahlen des Grossen Rats im Jahre 2014 
scheiterte noch an der Beschwerdefrist.7 Mit der neuerli­
chen Beschwerdeerhebung mussten die Beschwerdeführer 
den Regierungsbeschluss über die Verteilung der Grossrats­
sitze auf die Wahlkreise im Hinblick auf die Gesamterneue­
rungswahlen des Grossen Rats 2018 abwarten. Sie reichten 
die Beschwerde dann gleichzeitig beim Verwaltungsgericht 
des Kantons Graubünden (als Verfassungsgericht) und 
beim Bundesgericht ein. Das Verwaltungsgericht trat aus 
formellen Gründen nicht darauf ein,8 stellte in einem obiter 
dictum («selbst wenn …») jedoch fest, dass es die Verfas­
sungsmässigkeit des Wahlsystems ohnehin nicht überprü­
fen könne.9 Darauf basierend nahm das Bundesgericht das 
6 Zum letzten Mal wurde am 13. März 2013 die Volksinitiative «Für 
gerechte Wahlen» (Proporzinitiative 2014) abgelehnt. Für eine Über­
sicht über die Bestrebungen zur Einführung des Proporzes bis ins 
Jahr 2004 siehe christina bundi caldelari/christian rath-
geb, Kritische Bemerkungen zur Gewährleistung der Bündner Kan­
tonsverfassung vom 18. Mai 2003/14. September 2003, ZGRG 2004, 
92 ff., 93.
7 Siehe dazu nicolas aubert, Überprüfung kantonaler Wahlsyste­
me durch kantonale Gerichte, in: Andreas Glaser (Hrsg.), Das Parla­
mentswahlrecht der Kantone, Zürich/St. Gallen 2018, 227 ff., N 65–
74.
8 VGer GR, V 17 5, 16.1.2018.
9 VGer GR, V 17 5, 16.1.2018, E. 7.
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sistierte Verfahren wieder auf und beurteilte die Beschwer­
de im zu besprechenden Entscheid als erstes und einziges 
Gericht materiell.
3. Darin hat das Bundesgericht zum ersten Mal überhaupt 
die Vereinbarkeit eines reinen Majorzwahlverfahrens mit 
Art. 34 Abs. 2 BV zu prüfen. Die verfassungsrechtlichen 
Anforderungen an ein Proporzsystem hatte das Bundesge­
richt seit seinem Leitentscheid zur Stadt Zürich im Jahre 
2002 kontinuierlich erhöht.10 Die Neubewertung des Ma­
jorzwahlverfahrens in seiner Rechtsprechung der letzten 
Jahre kam daher nicht überraschend. War das Majorzwahl­
verfahren lange Zeit unumstritten,11 so äusserte sich das 
Bundesgericht in seinen Urteilen zu den Mischsystemen in 
den Kantonen Appenzell A.Rh. (BGE 140 I 394) und Uri 
(BGE 143 I 92) sehr kritisch zur Verfassungsmässigkeit des 
Majorzsystems. Der kantonale Entscheid zu einem Majorz­, 
Proporz- oder einem gemischten Parlamentswahlsystem für 
die Wahl des Parlaments wurde in der Lehre bis dahin gross­
mehrheitlich als «politische Standpunktfrage»12 angesehen. 
georg Müller und giovanni biaggini, beide keine Sym­
pathisanten des Majorzsystems, warfen dem Bundesgericht 
denn auch vor, mit dem im Appenzeller Entscheid einge­
schlagenen Weg «die Grenzen der Verfassungsfortbildung 
überschritten und eine verfassungspolitische Entscheidung 
getroffen» zu haben.13 In der Folge ergriffen zwei Kantone, 
Uri und Zug, eine Standesinitiative mit dem Ziel, die Kom­
petenz der Kantone zur freien Wahl ihres Parlamentswahl­
systems mit einer Änderung der Bundesverfassung sicher­
zustellen. Erst in der Schlussabstimmung am 14. Dezember 
2018 scheiterte dieses Vorhaben im Nationalrat als Zweit­
rat, doch war das politische Signal deutlich.14
10 Vgl. BGE 129 I 185; andreas auer, Staatsrecht der schweizeri­
schen Kantone, Bern 2016, N 1145; ferner für eine Übersicht über die 
diesbezügliche bundesgerichtliche Rechtsprechung nagihan Mus-
liu, Die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Wahlsysteme 
der Kantone, in: Andreas Glaser (Hrsg.), Das Parlamentswahlrecht 
der Kantone, Zürich/St. Gallen 2018, 1 ff.
11 Vgl. yvo hangartner, Die Wahl kantonaler Parlamente nach dem 
Majorzsystem, ZBl 2005, 217 ff., 220.
12 andreas Kley, Demokratisches Instrumentarium, in: Giovanni 
Biaggini et al. (Hrsg.), Staatsrecht, Zürich/St. Gallen 2015, 341 ff., 
N 86.
13 giovanni biaggini, Majorz und majorzgeprägte Mischsysteme: 
Parlamentswahlverfahren mit Verfalldatum?, Überlegungen aus 
Anlass des bundesgerichtlichen Urteils vom 26. September 2014 
betreffend die Kantonsratswahl 2011 im Kanton Appenzell A.Rh. 
(BGE 140 I 394), ZBl 2016, 409 ff., 410; georg Müller, Sind 
Wahlen von Parlamenten nach dem Majorzsystem verfassungswid­
rig?, Das Bundesgericht zwischen Verfassungsfortbildung und Ver­
fassungspolitik, SJZ 2015, 103 ff.
14 Am Ende der Begründung der Standesinitiative steht: «Mit der 
Standesinitiative soll vor allem ein Zeichen gesetzt werden, dass 
das Bundesgericht in Fragen des Wahlrechts die Bundesverfassung 
4. In der Lehre mehrten sich inzwischen die Stimmen, 
die angesichts der neueren bundesgerichtlichen Rechtspre­
chung von einer Verfassungswidrigkeit des Bündner Par­
lamentswahlsystems ausgingen.15 Das vorliegende Urteil 
zum Bündner Majorzsystem wurde deshalb mit Spannung 
erwartet – auch vom zweiten noch verbliebenen Kanton mit 
einem reinen Majorzwahlsystem (Appenzell I.Rh.).
5. Das Urteil hält sich argumentativ an die Leitlinien, die 
das Bundesgericht in den beiden genannten Entscheiden 
zu den Mischsystemen in den Kantonen Appenzell A Rh. 
und Uri aufgestellt hat. So bekräftigt es die grundsätzli­
che Freiheit der Kantone zur Wahl und Ausgestaltung ih­
res  Parlamentswahlsystems, nennt jedoch gleich daran 
anschliessend die Wahlrechtsgleichheit – abgeleitet aus 
Art. 34 Abs. 2 BV – als Schranke. Die Wahlrechtsgleichheit 
sei mit all seinen drei Teilgehalten auch auf das Majorz­
wahlsystem anwendbar. Im Falle der Erfolgswertgleichheit 
war dies in der Lehre zum Teil dezidiert kritisiert worden. 
Vorliegend prüft das Bundesgericht, ob das geltende Bünd­
ner Parlamentswahlrecht die Stimmkraftgleichheit (bzw. 
«Stimmgewichtsgleichheit»: jede Stimme ist gleich wie alle 
anderen Stimmen zu verwerten) und die Erfolgswertgleich­
heit (allen Stimmen soll derselbe Erfolg zukommen) ver­
letze. An diesen beiden Teilgehalten lasse es bis zu einem 
gewissen Grad sachlich gerechtfertigte Einschränkungen 
zu, wobei das Bundesgericht wegen des hohen Stellenwerts 
der betroffenen politischen Rechte solche Einschränkungen 
nur mit Zurückhaltung anerkenne (E. 4.4). 
A. Stimmkraftgleichheit
6. In Bezug auf die Stimmkraftgleichheit untersucht das 
Bundesgericht die augenfällige Ungleichverteilung der An­
zahl Stimmen, die in den Bündner Wahlkreisen benötigt 
werden, um einen Grossratssitz zu besetzen («Repräsenta­
tionsverhältnis»). Die Beschwerdeführer verwiesen darauf, 
dass eine einzige Abgeordnete im Wahlkreis Surses mehr 
als 1’970, im kleinsten Wahlkreis Avers dagegen lediglich 
160 Einwohner repräsentiere. Dem Bundesgericht erschei­
zurückhaltend auszulegen hat, ohne das Bundesstaatsmodell der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft infrage zu stellen.» Siehe zum 
Ganzen https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/
geschaeft?AffairId=20140307 (Abruf 3.10.2019).
15 Vgl. aus der jüngeren Literatur etwa auer (FN 10), N 585; Marco 
ehrat/Julia eigenMann, Kantone mit Mehrheitswahlverfahren, in: 
Andreas Glaser (Hrsg.), Das Parlamentswahlrecht der Kantone, Zü­
rich/St. Gallen 2018, 171 ff., N 58; andreas glaser, Kantonales 
Wahlrecht zwischen harmonisiertem Proporz und neuen Spielräu­
men, in: Andreas Glaser (Hrsg.), Das Parlamentswahlrecht der Kan­
tone, Zürich/St. Gallen 2018, 287 ff., N 7; christoPh raess, Sind 
die Wahlsysteme der Kantone Graubünden, Appenzell I.Rh. und Uri 
verfassungskonform?, ZGRG 2016, 98 ff., 102 f.
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nen im Lichte der Stimmkraftgleichheit erhebliche Abwei­
chungen von der durchschnittlichen Repräsentationsziffer 
problematisch. Solche erkennt es nur in besonders kleinen 
Wahlkreisen, wo die im Gesetz vorgesehene (von der Kan­
tonsverfassung jedoch nicht geforderte) Sitzgarantie zuguns­
ten aller Wahlkreise zu Verzerrungen führt: «Jedenfalls seit 
der Auflösung der Kreise als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts lässt sich die […] Sitzgarantie für jeden Wahlkreis 
mit Blick auf die Stimmkraft­ bzw. Stimmgewichtsgleich­
heit nicht mehr rechtfertigen, wenn der betroffene Wahlkreis 
im Vergleich zur durchschnittlichen Repräsentationsziffer 
bzw. zur ersten Verteilungszahl im Sinne von Art. 2 Abs. 1 
lit. a GRG/GR deutlich zu klein ist. Als Richtwert für die 
minimale Grösse eines Wahlkreises ist von der Hälfte der 
durchschnittlichen Repräsentationsziffer bzw. der ersten Ver­
teilungszahl auszugehen.» Weshalb es diesen Richtwert so 
festlegt, begründet das Bundesgericht nicht.
7. Festzustellen ist, dass das Bundesgericht hier sehr zu­
rückhaltend argumentiert. Zum einen verweist es darauf, dass 
die aktuellen Wahlkreise den traditionsreichen Kreisen als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts nicht entsprechen, 
und spielt damit darauf an, dass sie bloss noch als Wahl­
sprengel dienen und sie über keine weiteren Kompetenzen 
verfügen. Zum anderen scheint der Richtwert weniger strikt, 
als es seine genaue Quantifizierung vermuten lässt. Ist ein 
Wahlkreis «zu klein», reicht dies offenbar für einen Verstoss 
gegen die Stimmkraftgleichheit nicht aus, vielmehr muss ein 
Wahlkreis «deutlich zu klein» sein. Die minimale Grösse 
eines Wahlkreises («zu klein», «Hälfte der durchschnittli­
chen Repräsentationsziffer bzw. der ersten Verteilungszahl») 
müsste somit «deutlich» unterschritten werden – und selbst 
dann behält sich das Bundesgericht «besondere Situationen» 
vor, «in denen gewichtige sachliche Gründe ausnahmsweise 
für die Beibehaltung eines bestimmten Wahlkreises trotz zu 
geringer Wohnbevölkerung sprechen würden».
8. Entsprechend stuft das Bundesgericht als mit der 
Stimmkraftgleichheit vereinbar ein, dass die beiden zweit­ 
und drittkleinsten Wahlkreise (Rheinwald mit 655 sowie 
Belfort mit 665) den Richtwert (von 671) ebenfalls, jedoch 
nur knapp unterschreiten. Die nachgeschobene Begrün­
dung irritiert dagegen: «Unter Berücksichtigung des Um­
stands, dass die historisch gewachsene Wahlkreiseinteilung 
[16] nicht ohne Vorliegen gewichtiger Gründe [17] als verfas­
16 Wie im Zusammenhang mit der Prüfung der Verfassungsmässigkeit 
des Wahlkreises Avers in derselben E. 7.3 vom Bundesgericht bereits 
ausgeführt, ist die Wahlkreiseinteilung bloss noch in einem Gesetzes­
anhang festgelegt und hängt deren Änderung einzig vom Beschluss des 
Grossen Rats ab.
17 Suggeriert diese Aussage nicht, dass die Stimmkraftgleichheit kein 
gewichtiger Grund sei?
sungswidrig bezeichnet werden kann [18], sowie aus Grün­
den der Praktikabilität erweisen sich die beiden Wahlkreise 
Rheinwald sowie Belfort in Bezug auf die Grossratswahl 
2018 als gerade noch gross genug» (E. 7.3).
9. Die Zurückhaltung des Bundesgerichts mag angesichts 
kritischer Stellungnahmen in der Lehre zu seinem Massstab 
bezüglich der Stimmkraftgleichheit im Allgemeinen19 und 
bezüglich der Verfassungsmässigkeit der Sitzverteilung 
im Bündner Wahlverfahren im Speziellen20 erstaunen. Die 
bundesgerichtliche Rechtsprechung liess jedoch auch bis­
her sachlich rechtfertigende Gründe selbst bei starken Ver­
zerrungen zu.21 Ich halte die Zurückhaltung im Grundsatz 
für richtig, denn die Kantone verfügen über Organisations­
autonomie und damit über die Kompetenz, ihre regionale 
Vielfalt im Parlament adäquat abzubilden – sofern eine sol­
che Vielfalt besteht und diese in den Wahlkreisen effektiv 
zum Ausdruck kommt. Insofern scheint es auch begründet, 
im Falle einer Sitzgarantie (ein einzelner Grossratssitz) 
grössere Abweichungen von der Stimmkraftgleichheit zu­
zulassen. Dass eine solche Vielfalt im Kanton Graubünden 
besteht, ist offenkundig. Ob diese hingegen in der Festle­
gung der Wahlkreise ihren Niederschlag findet und sich da­
raus sachlich rechtfertigende Gründe für Verzerrungen der 
Stimmkraftgleichheit ergeben, ist zweifelhaft.22 Angesichts 
des mit der Gebietsreform verbundenen Bedeutungsver­
lusts der Wahlkreise und deren verschiedentlicher – mögli­
cherweise parteipolitisch motivierter23 – Anpassungen hätte 
sich meiner Ansicht nach eine eingehendere Prüfung dieses 
zentralen Aspekts aufgedrängt.
18 Geht es nicht vielmehr darum, dass die historisch gewachsene Wahl­
kreiseinteilung bei der Umsetzung der Wahlrechtsgleichheit als ge­
wichtiger Rechtfertigungsgrund akzeptiert wird?
19 Jüngst etwa Musliu (FN 10), 64, und andrea töndury, Toleranz 
als Grundlage politischer Chancengleichheit, Zürich 2017, 615, der 
Polednas These, das Repräsentationsverhältnis eines Wahlkreises 
dürfe maximal 15 % vom durchschnittlichen Repräsentationsverhält­
nis abweichen (toMas Poledna, Wahlrechtsgrundsätze und kanto­
nale Parlamentswahlen, Zürich 1988, 94), zum obersten Grenzwert 
erheben möchte, den Art. 34 Abs. 2 BV noch zulasse.
20 Vgl. stellvertretend auer (FN 10), N 1147; ehrat/eigenMann 
(FN 15), N 38 und 58 m.w.H.; sowie glaser (FN 15), N 7.
21 Vgl. stellvertretend BGE 143 I 92 E. 6.4, wo es eine Sitzgarantie 
für jede Gemeinde trotz gut fünffach höherer Stimmkraft in Klein­
gemeinden als verfassungskonform erachtete, da «die Einwohnerge­
meinden traditionellerweise die Wahlkreise bilden und mit grosser 
Autonomie ausgestattet sind».
22 Vgl. ehrat/eigenMann (FN 15), N 33–58, insb. N 54–57, wo etwa 
darauf verwiesen wird, dass die mehrheitlich italienischsprachigen 
Wahlkreise Roveredo, Calanca, Misox, Poschiavo, Brusio und Ber­
gell zusammen 8,3 % der Sitze im Grossen Rat erhielten, was im Ver­
hältnis zum Anteil der italienischsprachigen Bevölkerung (13 %) eine 
Unterrepräsentation bedeute.
23 Vgl. glaser (FN 15), N 7.




1. Ungerechtfertigter prinzipieller Vorzug  
des Proporzverfahrens
10. Das Bundesgericht leitet aus Art. 34 Abs. 2 BV er­
neut ein Proporzgebot ab: Die Parlamentsmandate seien 
proportional zur Stärke der an der Wahl beteiligten poli­
tischen Gruppierungen zu verteilen (E. 8.1). Seine «Vor­
behalte» gegenüber dem Majorzwahlsystem, die es in den 
beiden Entscheiden zu den Kantonen Appenzell A.Rh. und 
Uri vorgebracht hatte und dessen Verfassungsmässigkeit 
in Frage stellen,24 gälten im Prinzip auch für ein reines 
Majorzwahlverfahren. Die mit dem Majorzwahlverfahren 
nicht zu vereinbarende Erfolgswertgleichheit müsse jedoch 
angesichts des Entscheids für ein reines Majorzwahlsystem 
«noch stärker» in den Hintergrund treten (E. 8.2).
11. Das Proporzwahlverfahren ermögliche es, die Erfolgs­
wertgleichheit wahlkreisübergreifend sicherzustellen. Die­
ser Ansatz hat zu Recht eine sehr breite Anhängerschaft und 
das Ziel wird bei geeigneten Formen des Proporzwahlver­
fahrens mit kleineren Abstrichen bezüglich des Rundungs­
problems25 erreicht – wenn die Parteizugehörigkeit beim 
Wahlentscheid den übrigen Gesichtspunkten vorgeht. An 
dieser Stelle möchte ich darlegen, weshalb die bundesge­
richtliche Argumentation in Bezug auf das Postulat der Er­
folgswertgleichheit (zu) einseitig ausfällt.
12. Die Parteizugehörigkeit der Kandidierenden, die Lis­
ten und die Listenverbindungen – jene Aspekte also, die 
laut Bundesgericht die Erfolgswertgleichheit wahlkreis­
übergreifend sicherstellen – stehen im Proporzwahlsystem 
ausserhalb der Entscheidungsgewalt der einzelnen Wäh­
lerinnen und Wähler. Diese Stärke ist auch die Schwäche 
des Proporzwahlverfahrens in Bezug auf die Erfolgswert­
gleichheit, nämlich dann, wenn die «Übersetzung» einer 
Stimme für einen Kandidaten in eine solche für eine Liste/
Listenverbindung dem Willen des Wählers nicht entspricht. 
Diese Gefahr ist real: Es ist davon auszugehen, dass min­
destens die Hälfte der Schweizer Stimmberechtigten kei­
ne Parteibindung hat26 und dass nicht nur bei ihnen die 
Stimme für eine Kandidatin nicht zwingend eine Stimme 
für einen beliebigen Kandidaten der entsprechenden Liste 
24 Siehe dazu biaggini (FN 13), 415 f.
25 Vgl. dazu etwa Kley (FN 12), N 84.
26 Sympathien für eine bestimmte Partei gibt knapp die Hälfte der Teil­
nehmenden an einer Nationalratswahl an (siehe WolF linder/sean 
Mueller, Schweizerische Demokratie, 4. A., Bern 2017, 127), ten­
denziell nehme die so verstandene «Parteibindung» auf allen Staats­
ebenen eher ab und bloss ungefähr 5 % der Stimmberechtigten seien 
Mitglied einer Partei (andreas ladner, Politische Parteien, in: 
Peter Knoepfel et al. (Hrsg.), Handbuch der Schweizer Politik, Zü­
rich 2017, 361 ff., 376 ff.).
bedeutet. Gerade wenn Parteien ein breites Meinungsspek­
trum abbilden, muss es keineswegs sein, dass der rechte 
Flügel der Partei (Liste) A den Präferenzen der Wählerin Z 
näherkommt als der linke Flügel der Partei (Liste) B. Bei 
Listenverbindungen akzentuiert sich dieses Problem noch, 
wenn die Gefahr besteht, dass ein Kandidat einer uner­
wünschten Partei von der Stimme profitieren könnte. Wer 
den Spitzenkandidaten der Partei A möglichst verhindern 
(bspw. abwählen27) und die auf der Liste zweitplatzierte 
Kandidatin stattdessen wählen möchte, steht vor einem Di­
lemma: Seine Stimme wird nämlich in erster Linie der Liste 
zugeschrieben, erst danach den darauf aufgeführten Kandi­
dierenden. Der Spitzenkandidat wird von der Stimme für 
die Zweitplatzierte vermutlich profitieren. Wenn jemand 
zudem statt Parteien ausschliesslich Gewerbler oder/und 
Frauen wählen möchte, kann es sein, dass der Proporz dazu 
führt, dass keine einzige der von einem Wähler gewählten 
Kandidierenden am Schluss die Wahl schafft und die Er­
folgswertgleichheit damit verfehlt wird. Unabhängig von 
der Grösse des jeweiligen Wahlkreises kann die Parteizuge­
hörigkeit zudem für den Wahlentscheid in den Hintergrund 
treten, wenn sich bekannte Persönlichkeiten zur Wahl stel­
len. Ohne die Bedeutung der Parteien in irgendeiner Weise 
infrage stellen zu wollen: Ihr zwingender Einbezug in Form 
von Listen beim Wahlentscheid jedes einzelnen Wählers ist 
mit Blick auf Art. 34 Abs. 2 BV mit Nachteilen verbunden.
13. Wahlen sind im Kern Personalentscheide, gewählt 
werden Personen. Die Parteizugehörigkeit von Personen 
hat ohne Zweifel eine grosse Bedeutung für die Wahlent­
scheidung der einzelnen Wahlberechtigten und dürfte häu­
fig, gerade wenn eine Vielzahl an Sitzen zu besetzen ist, 
ausschlaggebend sein. Die Partei bürgt ein Stück weit für 
die politischen Einstellungen und die persönliche Eignung 
ihrer Kandidierenden. Die Wahlberechtigten können sich 
darauf stützen und müssen nicht jede einzelne zur Wahl 
stehende Person genauer prüfen. Diese Funktion behalten 
Parteien auch in Majorzwahlverfahren bei. Die Gewählten 
vertreten jedoch dank des Instruktionsverbots nicht in ers­
ter Linie eine Partei, sondern bleiben in ihren zukünftigen 
Entscheidungen frei. Die Wahl von Personen anstelle von 
Parteien (Listen) trägt diesem Umstand Rechnung. Die Ab­
leitung eines prinzipiellen Vorzugs von Proporzverfahren 
gegenüber Majorzverfahren (das Proporzgebot) aus Art. 34 
Abs. 2 BV überzeugt aus diesen Gründen nicht.28
27 Siehe dazu auch biaggini (FN 13), 418.
28 Vgl. auch biaggini (FN 13), 418; hangartner (FN 11), 227.
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2. Irrelevanz der politischen Kultur
14. Wie in den beiden Entscheiden zu den Wahlsystemen 
der Kantone Appenzell A.Rh. und Uri stellt das Bundesge­
richt auch im vorliegenden Urteil fest, dass sich im Majorz­
wahlsystem die Erfolgswertgleichheit nicht verwirklichen 
lasse. Die Inkompatibilität bedeute jedoch nicht, dass ein 
Majorzwahlsystem mit Art. 34 Abs. 2 BV unvereinbar sei. 
Je nach den konkreten Umständen könnten die Vorteile des 
Majorzprinzips grösser sein als die mit seiner Anwendung 
verbundenen Nachteile (E. 8.1). Das Proporzgebot verliere 
«namentlich» da an Bedeutung, «wo die Zugehörigkeit der 
Kandidaten zu einer bestimmten politischen Gruppierung 
für den Entscheid der Wähler von untergeordneter Bedeu­
tung ist». Die Wahl persönlich Bekannter und Parteiloser 
sei «umso wahrscheinlicher, je dezentralisierter sich das 
politische und gesellschaftliche Leben im Kanton abspielt, 
je weniger Personen in einem Wahlkreis wohnen und je 
stärker die Wähler sowie die Kandidaten in ihrem Wahl­
kreis verwurzelt sind» (E. 8.1). 
15. In den politischen Debatten und in der Lehre spielt bei 
der Diskussion der Wünschbarkeit des Majorzwahlsystems 
gegenüber dem Proporzsystem die Frage, ob in einem Kan­
ton Kandidierende wegen ihrer Persönlichkeit oder ihrer 
Parteizugehörigkeit gewählt würden, eine grosse Rolle. Das 
Bundesgericht hat diese politische Argumentation zu einer 
rechtlichen gemacht, welche die Antwort darauf geben soll, 
ob das Majorzwahlsystem mit Blick auf die Erfolgswert­
gleichheit (Art. 34 Abs. 2 BV) zulässig sei.29 Wahlsysteme 
sind jedoch keine unabhängigen Variablen, vielmehr beste­
hen starke Wechselwirkungen zwischen dem Wahlsystem, 
dem Wahlverhalten der Wählerschaft, der Auswahl und 
dem Verhalten der Kandidierenden; kurz: zwischen dem 
Wahlsystem und der politischen Kultur. Von der politischen 
Kultur kann nicht auf die Verfassungsmässigkeit eines 
Wahlsystems für einen Wahlkreis geschlossen werden. Oh­
nehin ist kein Wahlsystem ohne Schwächen. Damit kann 
es aber auch nicht per se unzulässig sein, ein Wahlsystem 
zu verwenden, das der aktuellen politischen Kultur (noch) 
nicht entspricht.30 Für die Frage der Eignung eines Wahl­
systems kann es von Bedeutung sein, welche Rolle Parteien 
in einem Wahlkreis spielen und ob die Kandidierenden den 
Wählenden bekannt sind; für die Frage, ob ein Wahlsystem 
verfassungsmässig ist, dagegen nicht.
29 Vgl. auch biaggini (FN 13), 418 f.
30 In diesem Sinne auch Müller (FN 13), 105.
3. Wahlkreisgrösse und Majorz
16. Bei den 33 von 39 Wahlkreisen mit einer schweize­
rischen Wohnbevölkerung31 von weniger als 7’000 Per­
sonen, die ein bis fünf Grossratssitze zu besetzen haben, 
vermutet das Bundesgericht «wegen der beschränkten 
Bevölkerungsgrösse sowie der geografischen, politischen 
und gesellschaftlichen Besonderheiten», «dass eine gewis­
se Nähe zwischen den kandidierenden Personen und den 
Wahlberechtigten besteht und dass die Persönlichkeit der 
Kandidatinnen und Kandidaten – allenfalls neben ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten politischen Gruppie­
rung – für einen Grossteil der Wahlberechtigten von we­
sentlicher Bedeutung war». Aus diesem Grunde sei deren 
«Missachtung der Erfolgswertgleichheit mit Art. 34 Abs. 2 
BV bzw. mit Art. 8 BV vereinbar» (E. 8.4).32
17. Die Anwendung der Erfolgswertgleichheit auf ein Ma­
jorzwahlverfahren mag zwar die Kritiker nicht überzeugen, 
etwas besänftigen dürfte sie jedoch das Ausreichen vager 
Vermutungen aufgrund der beschränkten Bevölkerungs­
grösse (die mit 7’000 Schweizer Einwohnern zudem nicht 
so klein ausfällt) und nicht näher bestimmter «geografi­
scher, politischer und gesellschaftlicher Besonderheiten», 
um die Erfolgswertgleichheit missachten zu dürfen. Ob 
das Bundesgericht damit seinen Massstab einhält, sachlich 
gerechtfertigte Einschränkungen der Stimmkrafts­ und der 
Erfolgswertgleichheit nur mit Zurückhaltung anzuerkennen 
(E. 4.4), erscheint fraglich.
18. Wegen der hohen Bevölkerungszahl je Wahlkreis so­
wie wegen der grossen Anzahl zu vergebender Sitze in den 
Wahlkreisen Chur (27’955 Personen, 20 Sitze), Fünf Dörfer 
(16’009 Personen, 12 Sitze), Oberengadin (11’430 Perso­
nen, 8 Sitze), Rhäzüns (10’229 Personen, 7 Sitze), Da­
vos (8’062 Personen, 6 Sitze) und Ilanz (7’991 Personen, 
6 Sitze) könne bei diesen dagegen «eindeutig nicht mehr 
davon ausgegangen werden, dass die kandidierenden Per­
sonen eine Mehrzahl der Wählerinnen und Wähler persön­
lich» kennen. Vielmehr müsse angenommen werden, «dass 
31 M.E. zu Recht bestätigt das Bundesgericht, dass das Abstellen auf die 
schweizerische Wohnbevölkerung für die Verteilung der Sitze auf die 
Wahlkreise zulässig ist (E. 6) – im Lichte von Art. 34 BV erschei­
nen unterschiedliche Berechnungsgrundlagen vertretbar (vgl. auch 
corsin bisaZ, Das Wahlrecht und die Wahlkreise, in: Andreas Gla­
ser (Hrsg.), Das Parlamentswahlrecht der Kantone, Zürich/St. Gal­
len 2018, 33 ff., N 47; anina Weber, Schweizerisches Wahlrecht 
und die Garantie der politischen Rechte, Zürich 2016, 291 und 293).
32 Trotz engem Bezug erscheint es mir überflüssig, auch Art. 8 BV zu 
erwähnen. Die Wahlrechtsgleichheit mit der Erfolgsgleichheit als 
Teilgehalt wird aus Art. 34 Abs. 2 BV abgeleitet und geht als lex spe-
cialis Art. 8 BV vor (vgl. gerold steinMann, in: Bernhard Ehren­
zeller et al. [Hrsg.], Die schweizerische Bundesverfassung, 3. A., Zü­
rich/St. Gallen 2014, Art. 34 BV N 7; ferner hangartner [FN 11], 
224 f.).
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sich die Wahlberechtigten in diesen Wahlkreisen stark an 
der Zugehörigkeit der Kandidatinnen und Kandidaten zu 
einer politischen Gruppierung» orientierten. Deshalb lasse 
sich, so das Bundesgericht, «die mit der Anwendung des 
Majorzprinzips für die Wahl des Grossen Rats verbundene 
Missachtung des Prinzips der Erfolgswertgleichheit sach­
lich nicht rechtfertigen» (E. 8.5.1–8.5.3).33
19. Die getrennte und unterschiedliche Bewertung der 
33 kleineren und der sechs grössten Wahlkreise, deren 
schweizerische Bevölkerung «ungefähr die Hälfte der 
schweizerischen Wohnbevölkerung des ganzen Kantons 
Graubünden» ausmacht, erscheint mit Blick auf die Daten 
nachvollziehbar und mag im Ergebnis überzeugen. Auf die 
(nicht ganz neue) Argumentation trifft das nicht zu.
20. Wenn das Bundesgericht schon gestützt auf die eben 
kritisierten empirischen Kriterien Schlussfolgerungen für 
die Verfassungsmässigkeit des Majorzwahlverfahrens in 
einem bestimmten Wahlkreis ziehen möchte, würde dies 
m.E. voraussetzen, dass es die Lage in den jeweiligen 
Wahlkreisen einzeln prüft. Bei einer schablonenhaften Prü­
fung der Situation wie in E. 8 aufgrund allgemeiner Ver­
mutungen rückt zwangsläufig die gewählte Höchstzahl der 
Schweizer Einwohnerschaft ins Zentrum, bei der in einem 
Wahlkreis das Majorzwahlverfahren zulässig sei: «7’000». 
Wie es auf diese Zahl kommt, löst das Bundesgericht nicht 
auf, sie erscheint daher zufällig.34
4. Erfolgswertgleichheit und Majorzprinzip
21. Das Bundesgericht erkennt insbesondere in grösseren 
Wahlkreisen beim Majorzsystem das Problem, dass viele 
Stimmen darin unwirksam bleiben. Heute ist es denkbar, 
dass eine dominierende Partei in einem Wahlkreis wie Chur 
alle (20) Sitze besetzen kann, weil ihre Wähler geschlos­
sen jeden einzelnen ihrer Kandidaten durchbringen kön­
nen, wenn sich die Stimmen der übrigen Wähler auf eine 
Vielzahl anderer Kandidierender verteilen. Das ist tatsäch­
lich problematisch – hat aber meiner Ansicht nach mit der 
Anzahl zu besetzender Sitze und nicht mit der Anzahl der 
Schweizer Einwohnerinnen und Einwohner in einem Wahl­
kreis zu tun.
22. In der Lehre wurde das Bundesgericht ganz grund­
sätzlich für die Anwendung der Erfolgswertgleichheit auf 
das Majorzwahlsystem dezidiert kritisiert. Eingehend hat 
biaggini dargelegt, weshalb der Entscheid für das Ma­
jorzsystem ein Entscheid gegen die Erfolgswertgleichheit 
33 An dieser Stelle erwähnt es Art. 8 BV nicht mehr; meiner Ansicht zu 
Recht (siehe oben FN 32).
34 Wäre es nicht ohnehin adäquat, in diesem Zusammenhang auf die 
Zahl der gesamten Einwohnerschaft eines Wahlkreises abzustellen?
sei.35 Ich stimme dieser Ansicht zu, soweit die Erfolgs­
wertgleichheit vom Bundesgericht wahlkreisübergreifend 
eingefordert oder daraus ein Verbot von Wahlkreisen mit 
wenigen zu vergebenden Sitzen abgeleitet wird. Hingegen 
bestehen durchaus Möglichkeiten, den Majorz mit Blick 
auf die Erfolgswertgleichheit gerade dort anzupassen, wo 
er nach Ansicht des Bundesgerichts besonders problema­
tisch erscheint, nämlich in Wahlkreisen mit einer Vielzahl 
zu vergebender Sitze. Zu denken ist etwa an Präferenz­
wahlsysteme, d.h. an Wahlsysteme, bei denen die Wahl­
berechtigten die von ihnen favorisierten Kandidierenden 
nicht nur nennen, sondern zusätzlich nach Präferenzen ord­
nen. Dies ermöglichte es, bei der Sitzverteilung auch ihre 
nächstgelagerten Prioritäten zu berücksichtigen und damit 
die Präferenzordnungen der gesamten Stimmbürgerschaft 
besser abzubilden.36 Derart geregelte Majorzwahlsysteme 
vermöchten die Erfolgswertgleichheit sehr weitgehend zu 
gewährleisten – wahlkreisintern. Mit Blick auf seine Recht­
sprechung zum Proporzwahlsystem scheint es mir deshalb 
berechtigt, wenn das Bundesgericht bei Wahlkreisen mit 
einer Vielzahl zu vergebender Sitze aus dem Postulat der 
Erfolgswertgleichheit eine Anpassung des Majorzwahlsys­
tems einfordert.
5. Fazit
23. Über das ganze Urteil wird man das Gefühl nicht los, 
dass das Bundesgericht zu einer guten Kompromisslösung 
finden möchte, es ihm nur schwerfällt, diese ohne Abkehr 
von seiner bisherigen Rechtsprechung zu begründen. Das 
Ergebnis überzeugt im Grossen und Ganzen, der argumen­
tative Weg dorthin nicht – zu viel Gewicht kommt rechtspo­
litischen Überlegungen zu und zu weit fallen Begründung 
und Schlussfolgerungen auseinander. Das Bundesgericht 
hält an seiner bisherigen Rechtsprechung fest, wendet diese 
jedoch wesentlich grosszügiger auf das Bündner Wahlver­
fahren an, als es dies offenbar eingestehen möchte.
6. Ausblick
24. Damit das System zur Wahl des Grossen Rats verfas­
sungskonform wird, nennt das Bundesgericht die Möglich­
keit einer Aufteilung der grössten Wahlkreise oder alterna­
35 biaggini (FN 13), 412 ff.
36 Zu den Präferenzwahlsystemen zählt etwa das System der übertrag­
baren Einzelstimmgebung (single transferable vote, STV), vgl. dazu 
auch Julian Marbach, Die Ausgestaltung von Majorzwahlen, Le­
Ges 2018, N 8–9. Wird das Majorzwahlverfahren als ein Wahlsystem 
von Personen und nicht von Parteien/Listen verstanden (vgl. stell­
vertretend hangartner [FN 11], 217: «In der Verhältniswahl wird 
primär die Partei [Liste] gewählt, in der Mehrheitswahl unmittelbar 
der Kandidat.»), dann sind solche Präferenzwahlsysteme, in denen 
ausschliesslich Personen und nicht Parteien (Listen) die Stimme ge­
geben wird, den Majorzwahlverfahren zuzuordnen.
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tiv die Einführung eines Mischsystems (E. 8.5.3). Ob die 
erste Möglichkeit zielführend ist, wäre zu prüfen. Von der 
Einführung eines Mischsystems ist jedenfalls abzuraten, 
denn nach dem vorliegenden Bundesgerichtsentscheid be­
deutete eine solche, dass der Kanton sich nicht mehr zum 
reinen Majorz bekennt und sein Wahlsystem die Erfolgs­
wertgleichheit wesentlich strenger einzuhalten hätte – mit 
der Gefahr, dass auch die übrigen, kleineren Wahlkreise neu 
zu regeln wären. 
25. Nötig ist, dass sich der Kanton Graubünden – trotz
beträchtlichem Zeitdruck – ganz grundsätzlich mit sei­
ner Regelung der Wahlkreise auseinandersetzt. Sollen die
Wahlkreise die Repräsentation der Vielfalt des Kantons im
Grossen Rat sicherstellen, so muss dies auf Gesetzesstufe
festgelegt werden und aus der jeweiligen Wahlkreiseintei­
lung ersichtlich sein. Will der Kanton Graubünden das Ma­
jorzwahlverfahren beibehalten und weiterhin auch mehrere
Sitze in einem Wahlkreis verteilen, sollte er sich bei der
Neuregelung der grösseren Wahlkreise auch mit Wahlsys­
temen wie den Präferenzwahlsystemen auseinandersetzen,
die im Schweizer Staatsrecht neu wären. Er könnte diesbe­
züglich Pionierleistungen erbringen.
26. Was bedeutet dieses Urteil nun für den anderen Majorz­
Kanton, Appenzell I.Rh.? In Bezug auf die Stimmkraft­
gleichheit dürfte das Urteil die Innerrhoder Gemüter beru­
higen, sind die Abweichungen von der durchschnittlichen
Repräsentationsziffer in den Innerrhoder Wahlkreisen doch
wesentlich kleiner als im Kanton Graubünden und weit
davon entfernt, den vom Bundesgericht genannten Richt­
wert zu erreichen.37 In Bezug auf die Erfolgswertgleichheit
kann zugunsten des jetzigen Wahlsystems im Kanton Ap­
penzell I.Rh. u.a. vorgebracht werden, dass die Wahlkreise
historisch gewachsen und bevölkerungsarm sind, dass ihre
Sitze (ausser im Bezirk Oberegg) im Versammlungssystem
besetzt werden und die Bedeutung der Parteizugehörigkeit
sehr gering sein dürfte. Im Vergleich zum Kanton Grau­
bünden ist in den einzelnen Wahlkreisen allerdings jeweils
eine relativ grosse Anzahl Sitze (Bezirk Appenzell: 18 Sit­
ze; Gonten: 4; Oberegg: 6; Rüte: 11; Schlatt-Haslen: 4;
Schwende: 7) zu besetzen, was im Lichte des vorliegenden
Bundesgerichtsentscheids die Zuversicht etwas trübt. Die
Anpassungen der grossen Wahlkreise im Kanton Graubün­
den dürften daher mit Interesse verfolgt werden.
37 Die Angaben zum Wahlsystem im Kanton Appenzell I.Rh. hier und 
im Folgenden basieren auf ehrat/eigenMann (FN 15).
